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Antrag 

der Fraktion der SPD 


Zur Tagung des Europäischen Rates in Amsterdam am 16./17. Juni 1997 


Der Bundestag wolle beschließen: 


I. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

In wenigen Tagen wollen die Staats- und Regierungschefs der Eu- 
ropäischen Union (EU) auf ihrem Treffen in Amsterdam die Er- 
gebnisse der Konferenz zur Überprüfung des Vertrages von Maas- 
tricht verabschieden. Ziel der Konferenz war es, den Vertrag von 
Maastricht so zu reformieren, daß er eine tragfähige Grundlage für 
die anstehenden Aufgaben der EU bildet. Zu den notwendigen 
Reformen der EU gehört die Anpassung ihrer Institutionen, die 
nicht zuletzt im Hinblick auf die Osterweiterung unerläßlich ist. 
Auch die Verankerung eines Beschäftigungskapitels und die Ab- 
sicherung von Grundrechten im neuen Vertrag müssen auf der 
Konferenz entschieden werden. 

Nach dem bisherigen Verlauf der Beratungen wurde das Ziel ei- 
ner umfassenden Reform noch nicht erreicht. Allerdings hat sich 
die Regierungskonferenz darauf geeinigt, das Sozialabkommen in 
den Vertrag zu überführen, nachdem Großbritannien dieses Ab- 
kommen unterschrieben hat. Sie hat sich auch bisher darauf geei- 
nigt, Umwelt-, Verbraucher- und Gesundheitsschutz einen höhe- 
ren Stellenwert zu geben. 

Positiv anzumerken ist auch, daß erste Schritte zur Vergemein- 
schaftung im Bereich der Innen- und Justizpolitik vorgesehen sind. 


II. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, sich 
in der Schlußphase der Verhandlungen mit Nachdruck dafür ein- 
zusetzen, daß für die noch nicht geklärten Fragen sachgerechte 
Lösungen gefunden werden. 

1. Der EU-Vertrag muß um ein Beschäftigungskapitel ergänzt 
werden, damit die Koordinierung der Wirtschaftspolitik mit 
dem Ziel von Wachstum und Beschäftigung auf europäischer 
Ebene endlich zu einer verpflichtenden Aufgabe der Mit- 
gliedstaaten und der EU wird. Dies wäre ein deutliches Signal, 
daß sich die Europäische Union in Zukunft des Themas an- 
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nimmt, das die Bürgerinnen und Bürger besonders berührt, 
nämlich die Schaffung und Sicherheit von Arbeitsplätzen. 

Der Deutsche Bundestag kritisiert aufs schärfste, daß die Bun- 
desregierung, die nach dem Grundgesetz verpflichtet ist, den 
Deutschen Bundestag umfassend über ihre europapolitischen 
Vorhaben zu unterrichten, ihre Vorschläge zu diesem Thema 
bisher dem Deutschen Bundestag und damit der deutschen Öf- 
fentlichkeit nicht vorgelegt hat. 

Offensichtlich versucht die Bundesregierung, in den Beratun- 
gen der Regierungskonferenz und unter Ausschluß der Öf- 
fentlichkeit die Vorschläge der niederländischen Ratspräsi- 
dentschaft zu verwässern. Die Bundesregierung will die 
Kompetenz im Bereich der Beschäftigung ausschließlich bei 
den nationalen Regierungen belassen und darüber hinaus noch 
nicht einmal Rechenschaft über nationale Aktivitäten ablegen. 
Dies bedeutet, daß sich die Bundesregierung innerhalb der EU- 
Mitgliedstaaten vollständig isoliert, denn alle Mitgliedsregie- 
rungen der EU sind für verbindliche Regelungen zur Veran- 
kerung der Verpflichtung für Beschäftigungspolitik im 
Maastricht-Vertrag. 

Ohne die Verankerung einer Verpflichtung der EU-Mitglied- 
staaten zur aktiven Beschäftigungspolitik im Maastricht- Ver- 
trag wird der Deutsche Bundestag der Ratifizierung des über- 
arbeiteten Vertrages nicht zustimmen. 

2. Die europäische Umweltpolitik muß gestärkt und die EU zu ei- 
ner Umweltunion weiterentwickelt werden. Das Prinzip der 
„dauerhaft sozial- und umweltgerechten Entwicklung" muß 
konstitutiv für die europäische Politik sein und verbindlich im 
Vertrag verankert werden. 

Daneben muß uneingeschränkt das Integrationsprinzip gelten. 
Dies bedeutet, ökologische Zielsetzungen in die gemeinsame 
Agrarpolitik, Handelspolitik sowie in die Bereiche Verkehr, 
Energie, transeuropäische Netze und in den europäischen 
Strukturfonds einzubeziehen. 

In der EU ist sicherzustellen, daß es den Einzelstaaten über- 
lassen bleibt, strengere Umweltauflagen national zu erlassen 
bzw. beizubehalten. 

3. Die Institutionen der EU müssen so angepaßt werden, daß die 
EU nach innen und außen handlungsfähig wird. Die in der Ver- 
gangenheit, insbesondere bei den früheren Erweiterungen, 
versäumten Reformen können nicht weiter hinausgeschoben 
werden. Im Hinblick auf die anstehende Osterweiterung ist 
daher die bisher übliche Fortschreibung der noch aus der 
Gründerzeit der Gemeinschaft herrührenden Entscheidungs- 
prozesse nicht mehr ausreichend. Eine neuerliche Erweiterung 
ohne grundlegende institutionelle Reform ist deshalb nicht 
mehr möglich. 

- Die Europäische Kommission muß verkleinert werden, da- 
mit sie handlungsfähig bleibt. Dabei sollte aber auch 
zukünftig jeder Mitgliedstaat in diesem Gremium mit ei- 
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nem Mitglied vertreten sein. Die Bundesregierung sollte 
bereits jetzt ihren Partnern signalisieren, daß sie in Zukunft 
bereit ist, auf ein zweites deutsches Mitglied in der Eu- 
ropäischen Kommission zu verzichten. Dies würde auch an- 
deren Regierungen der Mitgliedstaaten einen Kompromiß 
in dieser Frage erleichtern. 

- Die Arbeitsfähigkeit der EU hängt auch davon ab, wie sie 
Entscheidungen trifft. Das bisher zu oft praktizierte Ein- 
stimmigkeitsprinzip im Ministerrat muß abgelöst werden. 
Deshalb ist eine verstärkte Anwendung von Mehrheitsent- 
scheidungen dringend geboten. 

Eine Ausweitung der Mehrheitsentscheidungen im Rat 
muß jedoch durch das Mitentscheidungsrecht des Eu- 
ropäischen Parlaments im europäischen Gesetzgebungs- 
verfahren ergänzt werden. Zukünftig muß das Europäische 
Parlament immer dann, wenn der Rat mit Mehrheit ent- 
scheidet, gleichberechtigt mitentscheiden können. 

Die Vorschläge der niederländischen Präsidentschaft, Mit- 
entscheidungsrechte u. a. in den Bereichen Beschäftigung, 
Gesundheitswesen, Forschung und Betrugsbekämpfung 
einzuführen, bilden hierfür eine geeignete Grundlage. Sie 
decken sich mit den Forderungen des Deutschen Bundes- 
tages nach Ausweitung des Mitentscheidungsverfahrens 
auf die gesamte legislative Tätigkeit der Gemeinschaft. 

4. Auch die Absicherung von Grundrechten im Maastricht- Ver- 
trag ist ein geeignetes Mittel, um die Akzeptanz des europäi- 
schen Gedankens bei Bürgerinnen und Bürgern wieder zu 
stärken. Deshalb sollten Grundrechte einschließlich sozialer 
Rechte, wozu auch die Festschreibung des Rechts auf grenz- 
überschreitende Koalitionsfreiheit gehört, im überarbeiteten 
Vertrag verankert werden. 

Die europäischen Staats- und Regierungschefs müssen dem 
Europäischen Parlament und den nationalen Parlamenten den 
Auftrag zur Ausarbeitung einer Charta der europäischen 
Grundrechte verbindlich erteilen. Diese Charta soll dem Ver- 
trag vorangestellt werden. 

5. Die Bundesregierung muß dem Deutschen Bundestag ge- 
genüber erklären, welche finanziellen Konsequenzen sich aus 
den Änderungen aus dem Vertrag von Maastricht ergeben. 
Dies gilt insbesondere für Maßnahmen im Rahmen der Ge- 
meinsamen Außen- und Sicherheitspolitik. 

6. Die bisherige Kompetenz der EU in Außenhandelsfragen 
(Artikel 113 EGV) muß den neuen weltwirtschaftlichen Gege- 
benheiten angepaßt und deutlich erweitert werden. 

Der Übergang zu Mehrheitsentscheidungen im Rat in diesem 
Bereich darf jedoch nicht dazu führen, daß parlamentarische 
Kontrolle abgebaut wird. Solange das Europäische Parlament 
hierbei keine entsprechenden Mitentscheidungsrechte erhält, 
muß die parlamentarische Kontrolle der nationalen Parlamen- 
te garantiert bleiben. 
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III. Der Deutsche Bundestag wird die Ergebnisse der Revisions- 
konferenz sorgfältig prüfen und seine abschließende Bewertung 
erst nach intensiven Beratungen des neuen Vertragstextes vor- 
nehmen. Die Zustimmung des Deutschen Bundestages erfordert 
eine Zweidrittelmehrheit. 


Bonn, den 10. Juni 1997 

Rudolf Scharping und Fraktion 
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